Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Rücknahme der Gentechnik-Sicherheitsverordnung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, die 
Verordnung über die Sicherheitsstufen und Sicherheitsmaßnah- 
men bei gentechnischen Arbeiten (Gentechnik-Sicherheitsver- 
ordnung - GenTSV) in gentechnischen Anlagen zurückzuziehen. 
Der Vollzug des Gentechnikgesetzes wird ausgesetzt. 


Bonn, den 31. Mai 1990 

Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 


Begründung 

Das Gentechnikgesetz räumt in § 33 a dem Deutschen Bundestag 
das Recht ein, sich in das Verfahren zum Erlaß solcher Rechtsver- 
ordnungen einzuschalten, die an grundlegenden Punkten die 
Konzeption des Gesetzes präzisieren und Basis für seinen prak- 
tischen Vollzug sowie entsprechende Überwachungsmaßnahmen 
sind. 

Der Deutsche Bundestag nimmt hiermit dieses Recht wahr. 

Die Einordnung gentechnischer Arbeiten in Sicherheitsstufen 
(§ 6 a) bildet das Kerhstück des Gentechnikgesetzes. Mit dieser 
Klassifizierung jeder gentechnischen Arbeit zu Forschungs- und 
Produktionszwecken nach einem vermuteten Risikopotential wird 
sowohl der weitere Verlauf des einzelnen Genehmigungsverfah- 
rens als auch die physikalisch-technischen Sicherheitsmaßnah- 
men für Labore und Produktionsanlagen, Gewächshäuser und 
Tierhaltungsräume bestimmt. 

Die von der Bundesregierung in der Verordnung getroffene Rege- 
lung zur Einstufung widerspricht offenkundig dem in § 1 aufge- 
führten Zweck des Gentechnikgesetzes, nämlich „Leben und Ge- 
sundheit von Menschen, Tieren, Pflanzen. . . vor möglichen 
Gefahren gentechnischer Verfahren und Produkte zu schützen 
und dem Entstehen solcher Gefahren vorzubeugen''. Diesen 
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Schutzzweck mißachtet die Verordnung insbesondere dort, wo 
mit Hilfe umfangreicher Listen möglicher Spender- und Empfän- 
gerorganismen im voraus das Gefährdungspotential der beantrag- 
ten gentechnischen Arbeit festgelegt wird (Anhang II). So werden 
sogar zu Produktionszwecken und damit in großen Mengen gen- 
technisch veränderte Varianten auch solcher Pilz- und Bak- 
terienstämme für gentechnische Arbeiten der Sicherheitsstufe 1 
zugelassen, die nachweislich als (fakultativ) human-, tier- und 
pflanzenpathogen bekannt sind. Des weiteren werden einzelne 
Organismen tiefer, also mit geringerem Gefährdungspotential 
eingestuft als international üblich. Als nur ein Beispiel sei hier 
darauf verwiesen, daß der Hepatitis-B-Virus in der Verordnung 
der Risikogruppe 2 („geringes Risiko für Mensch und Umwelt") in 
der Liste der EFB (European Federation of Biotechnology) der 
Gruppe 3 zugeordnet wird. Hinzu kommt, daß nach der Verord- 
nung die entsprechenden gentechnischen Arbeiten mit tech- 
nischen Schutzeinrichtungen ausgestattet werden sollen, die ein 
Entweichen gentechnisch veränderter Organismen und weiteren 
biologisch aktiven Materials nur partiell oder gar nicht unterbin- 
den. So gestattet es die Bundesregierung mit ihrer Verordnung, 
daß gentechnische Anlagen der Sicherheitsstufe 1 ihre Abwässer 
ohne jede Behandlung entsorgen können; ebensowenig werden 
Abluftfilter vorgeschrieben. Damit wird noch nicht einmal der 
derzeit übliche, ohnehin unzureichende „Stand der Technik" 
übernommen. Mit der Verordnung als Richtlinie für künftige Ge- 
nehmigungsverfahren wird jede gentechnische Produktionsan- 
lage, aber auch jedes einzelne Forschungslabor, zu einem billi- 
gend in Kauf genommenen Freisetzungsprojekt. 

Nicht zuletzt die Häufigkeit, mit der das federführende Ministe- 
rium für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit die Listen der in 
Risikogruppen klassifizierten Organismen hat überarbeiten müs- 
sen, hat verdeutlicht, daß es hier einen verbindlichen, unstrittigen 
„Stand der Wissenschaft" nicht gibt. Die Einstufung gentechnisch 
veränderter Organismen in Risikogruppen auf der Grundlage der 
mehr oder weniger umfassenden Kenntnis der Ausgangs- und 
Spenderorganismen sowie des Vektors ist nicht geeignet, das 
Risikopotential gentechnisch manipulierter Organismen einzu- 
schätzen. Es werden weder synergistische Effekte in die Sicher- 
heitsbewertung mit einbezogen, noch die großen, in ihren mög- 
lichen Wirkungen irreversiblen Fehlerquellen des in den Verord- 
nungen vorgesehenen Verfahrens berücksichtigt. Denn die an der 
Human-, Tier- und Pflanzenpathogenität oder an umweltrelevan- 
ten Eigenschaften von Organismen beteiligten Prozesse und Gene 
sind viel zu wenig ausgeklärt, um Veränderungen der Pathogeni- 
tät, der Wirtsspezifität oder der ökologischen Eigenschaften sowie 
Funktionen in Stoffkreisläufen im voraus beurteilen zu können. 
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